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Verfassung in Einklang, daß Peter die im ZVG ent­
haltenen besonderen Grundsätze des Beschwerdever­
fahrens in analoger Rechtsanwendung auf das neu 
eingefügte Erinnerungsverfahren überträgt? Wird da­
durch nicht die Tätigkeit des Vollstreckungsgerichts in 
dreifacher Weise eingeengt, erstens durch den Aus­
schluß der Erinnerung in allen den Fällen, in denen 
die Beschwerde ausgeschlossen war und ist (§ 95 ZVG), 
zweitens durch die Beschränkung des Kreises der Er­
innerungsberechtigten nach Maßgabe des § 97 ZVG, 
drittens durch die Beschränkung der Erinnerungs­
gründe auf die Beschwerdegründe (§ 100 ZVG)?

Die Frage, ob die Auffassung Peters mit der neuen 
Gerichtsverfassung zu vereinbaren ist, drängt sich in 
besonderem Maße angesichts der Unanfechtbarkeit auf, 
die § 95 ZVG für eine ganze Reihe von Maßnahmen 
des Vollstreckungsgerichts vorsieht. Wenn gegen eine 
Entscheidung, die vor der Beschlußfassung über den 
Zuschlag erfolgt, nicht nur die Beschwerde, sondern 
auch die Erinnerung nur zulässig sein soll, soweit die 
Entscheidung die Anordnung, Aufhebung, einstweilige 
Einstellung oder Fortsetzung des Verfahrens betrifft, 
bleibt damit in der Tat eine beträchtliche Anzahl von 
Maßnahmen des Sekretärs der Kontrolle durch das 
Vollstreckungsgericht entzogen. Der Grundsatz des § 34 
AnglVO, daß gegen a l l e  Entscheidungen und Ver­
fügungen des Sekretärs als erster Rechtsbehelf die Er­
innerung gegeben ist, scheint hier in Gefahr zu ge­
raten. Ist doch dieser Grundsatz in anderen, durch die 
AnglVO dem Sekretär übertragenen Prozeßarten bis­
her konsequent verfolgt worden, wie z. B. bei der 
Zurückweisung eines Antrags auf Erlaß des Zahlungs­
befehls, einer Maßnahme, die früher unanfechtbar war, 
gegen die jetzt aber die Erinnerung eingelegt werden 
kann4.

Es wäre jedoch das Ergebnis einer ausgesprochen 
formalistischen Betrachtungsweise, wollte man im 
Zwangsversteigerungs- und Zwangsverwaltungsverfah­
ren in gleicher Weise Vorgehen wie im Fall des § 691 
Abs. 3 ZPO. Sieht man sich nämlich die Entscheidun­
gen und Verfügungen näher an, die nach § 95 ZVG 
mit einer Beschwerde nicht angefochten werden kön­
nen, so ist leicht zu erkennen, daß es sich hierbei nicht 
so sehr um die Unanfechtbarkeit dieser oder jener 
einzelnen Maßnahme des Vollstreckungsgerichts als 
vielmehr um eine systematische Konzentration des ge­
samten Vollstreckungsverfahrens handelt.

Indem der Kreis der beschwerdefähigen Entschei­
dungen und Verfügungen, die vor der Beschlußfassung 
über den Zuschlag erfolgen, auf die wichtigsten Maß­
nahmen des Vollstreckungsverfahrens beschränkt wor­
den ist, wird zugleich eine straffe und zügige Prozeß­
leitung gewährleistet. Wollte man jetzt die Entschei­
dungen des Sekretärs über die Feststellung des gering­
sten Gebots, über die Sicherheitsleistung oder über die 
Zulassung und Zurückweisung von Geboten, ja 'selbst 
die Terminsanberaumungen der Erinnerung nach § 34 
AnglVO unterwerfen, so wäre damit einer Zersplitte­
rung und Verzögerung des Verfahrens Tür und Tor 
geöffnet und ein erheblicher Unsicherheitsfaktor in 
das Verfahren hineingetragen. Die Eigenverantwort­
lichkeit des Sekretärs bei der Leitung des Zwangsver­
steigerungs- oder Zwangsverwaltungsverfahrens würde 
damit beeinträchtigt; der Sekretär, der dann u. U. auch 
bei kleineren prozeßleitenden Verfügungen, die mit 
der Erinnerung angefochten werden, erst die Entschei­
dung des Richters abwarten müßte, bevor er dem Ver­
fahren Fortgang geben könnte, würde mit alledem auf 
eine Position herabgedrückt werden, in der er wieder 
nur als der verlängerte Arm des Richters fungieren 
würde.

Das aber kann nicht der Sinn der §§ 31, 34 AnglVO 
sein, sondern würde den rechtspolitischen Grund­
gedanken dieser Bestimmungen geradezu wider­
sprechen. Im Interesse einer beschleunigten und kon­
zentrierten Durchführung des Vollstreckungsverfah­
rens, eines Grundprinzips unserer Zwangsvollstrek­
kung, muß es bei der bisherigen Unanfechtbarkeit 
einer Reihe von gerichtlichen Maßnahmen, die jetzt 
der Sekretär im Zwangsversteigerungs- oder Zwangs­
verwaltungsverfahren trifft, verbleiben, so daß auch

4 vgl. Büschel, Die Aufgaben des Sekretärs im Mahnver­
fahren, NJ 1955 S. 18.

die Erinnerung nur im Rahmen des § 95 ZVG eingelegt 
werden kann. Das Vollstreckungsgericht als Aufsichts­
organ hat, wenn die Erinnerung nur in diesem be­
schränkten Umfang zulässig ist, noch genügend Mög­
lichkeiten der Kontrolle der Tätigkeit des Sekretärs. 
Die Möglichkeit, daß bestimmte Entscheidungen des 
Sekretärs endgültig sind, wird jedenfalls durch die 
AnglVO nicht grundsätzlich ausgeschlossen, wie aus 
§ 34 Abs. 3 Satz 2 AnglVO zu entnehmen ist5.

Weniger problematisch ist die analoge Anwendung 
der §§ 97 und 100 ZVG auf das Erinnerungsverfahren. 
Da die Beschwerde nach § 97 ZVG jedem Verfahrens­
beteiligten und den hauptsächlich in Frage kommenden 
Dritten offensteht, führt es praktisch kaum zu einer 
Einengung des Rechts der Erinnerung gegen den Zu­
schlag bzw. dessen Versagung, wenn man den Kreis 
der Erinnerungsberechtigten in gleicher Weise wie bei 
der Beschwerde festlegt. § 100 ZVG enthält die wich­
tigsten Gründe, die zur Anfechtung der Entscheidung 
über den Zuschlag Anlaß geben können. Man fragt 
sich vergeblich, welchen Sinn es haben soll, daß eine 
Erinnerung gegen die Entscheidung über den Zuschlag 
auf die Verletzung des § 80 ZVG (bei Berücksichtigung 
nicht protokollierter Vorgänge des Versteigerungs­
termins) oder des § 82 ZVG (bei mangelhaftem Inhalt 
des Zuschlagsbeschlusses) gestützt werden soll. Für die 
Kontrolle des Sekretärs durch das Vollstreckungs­
gericht als Aufsichtsorgan genügt es vollauf, wenn die 
Erinnerung gegen die Entscheidung des Sekretärs über 
den Zuschlag nur im Rahmen der §§ 97, 100 ZVG 
zugelassen wird, wodurch zugleich eine weitere Ge­
währ für die beschleunigte und konzentrierte Be­
endigung des Vollstreckungsverfahrens gegeben ist.

Einer analogen Anwendung der übrigen, von Peter 
angeführten Sohderbestimmungen des ZVG über das 
Beschwerdeverfahren auf das neu eingeführte Erinne­
rungsverfahren steht ebenfalls nichts im Wege.

Soweit Peter § 98 ZVG für den Beginn der ein­
wöchigen Erinnerungsfrist des § 34 Abs. 1 AnglVO 
heranzieht, kann ihm ohne weiteres gefolgt werden, 
da es hier wiederum der Konzentration des gesamten 
Verfahrens dient, wenn die Frist bereits mit der Ver­
kündung des Beschlusses des Sekretärs beginnt6. Es 
bestehen auch keine Bedenken, die Bestimmungen des 
§ 99 ZVG (Zuziehung des Gegners des Beschwerde­
führers, Verbindung von Beschwerden) sowie der 
§§ 101—104 ZVG über das weitere Verfahren des Be­
schwerdegerichts auf das Erinnerungsverfahren vor 
dem Kreisgericht als dem Vollstreckungsgericht und 
auf das anschließende Beschwerdeverfahren analog an­
zuwenden, denn diese Vorschriften behindern die ge­
richtsverfassungsmäßig vorgesehene Kontrolle über den 
Sekretär durch das Kreisgericht in keiner Weise. Zu 
beachten ist hierbei nur, daß eine weitere Beschwerde 
nach wie vor unzulässig ist (vgl. § 42 Abs. 2 AnglVO), 
daß es sich also überall dort, wo das ZVG in den 
analog noch anwendbaren Bestimmungen von der wei­
teren Beschwerde spricht, nur um die nach § 34 Abs. 3 
AnglVO gegen die Entscheidung des Kreisgerichts ge­
gebene sofortige Beschwerde handelt.

Gegenüber der im Urteil vom 5. April 1957 geäußer­
ten Auffassung des OG, daß in § 34 Abs. 1 AnglVO 
eine Bestimmung über die Rechtsbehelfe gegen a l l e  
Entscheidungen und Verfügungen des Sekretärs ge­
schaffen worden sei, vertritt Peter die Ansicht, die

5 Allerdings hat die zweite Alternative des § 34 Abs.- 3 
Satz 2, auf die es hier ankommt, 1m ganzen Zusammenhang 
des Abs. 3, der die Zulässigkeit der Beschwerde regelt, keinen 
rechten Platz. Es ist unverständlich, was ln § 34 Abs. 3 Satz 2 
damit gemeint sein soll, daß die sofortige Beschwerde unzu­
lässig sei, „soweit die Rechtsmittel ln gesetzlichen Bestimmun­
gen . . . vorsehen, daß die Entscheidung des Sekretärs end­
gültig ist“. Wenn nämlich die Entscheidung des Sekretärs 
endgültig ist, kann von dem Rechtsmittel der sofortigen Be­
schwerde schon deshalb keine Rede sein, weil in diesen Fällen 
das Vollstreckungsgericht als Aufsichtsgericht über die Be­
rechtigung der mit der Erinnerung vorgebrachten Gründe 
nicht entscheiden darf, folglich eine beschwerdefähige gericht­
liche Entscheidung überhaupt nicht existiert.

6 vgl. BG Suhl, Beschl. v. 15. November 1954, NJ 1955 S. 128. 
Die Frist für die sofortige Beschwerde beginnt jetzt aller­
dings nicht mehr mit der Verkündung des Zuschlagsbeschlus­
ses, sondern mit der Verkündung des auf die Erinnerung zu 
erlassenden Beschlusses des Kreisgerichts, im Fall der Ent­
scheidung außerhalb der mündlichen Verhandlung mit der 
Zustellung dfeses Beschlusses (vgl. OG, Urt. v. 5. April 1957, 
NJ 1957 S. 667).
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